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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Nachdem er im Oktober eine Vernehmlassung durchgeführt hatte, legte der Bundesrat
gegen Jahresende dem Parlament seine Vorschläge für einen effizienteren Vollzug von
Ausweisungsbeschlüssen gegen kriminelle Ausländer vor. Sie betreffen nur Personen,
welche weder über eine Niederlassungs- noch eine Aufenthaltsgenehmigung verfügen.
Die Massnahmen richten sich nach Bundesrat Koller namentlich gegen jene, welche das
Asylrecht missbrauchen, um unter dessen Schutz im Drogenhandel tätig zu sein.
Wichtigstes Element soll wie bisher die prioritäre Bearbeitung der Gesuche von
delinquierenden Asylbewerbern bleiben. Damit diese aber während der oft
langwierigen Beschaffung von Ausreisepapieren nach einem ablehnenden Bescheid
nicht weiterhin im kriminellen Milieu aktiv sein können, ist eine Ausdehnung der
Ausschaffungshaft von einem auf sechs Monate vorgesehen. Um die Suche nach
Reisedokumenten zu erleichtern, soll die Polizei die Effekten der Asylbewerber
durchsuchen können. Erfolgt die Verurteilung bereits vor dem Abschluss des
Asylverfahrens, sollen solche Personen bis zum Entscheid in eine «Vorbereitungshaft»
von bis zu drei Monaten genommen werden können. Im weiteren sollen die Behörden
während der Dauer des Anerkennungsverfahrens einen Aufenthaltsrayon resp. eine
Sperrzone für Asylbewerber deklarieren dürfen. Schärfere Massnahmen, wie etwa
sofortige Ausschaffung von kriminellen Asylbewerbern oder Nichteintreten auf deren
Gesuche kommen hingegen für den Bundesrat aus verfassungs- und völkerrechtlichen
Gründen nicht in Frage. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1993
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

In der Herbstsession 2020 genehmigten die Räte den von der Regierung Ende Februar
2020 vorgelegten Geschäftsbericht des Bundesrates 2019. 
Erich von Siebenthal (svp, BE) berichtete im Nationalrat für die GPK und dankte den
Subkommissionen und den verschiedenen Departementsverantwortlichen, dass die
Anhörungen zu den einzelnen Bereichen im Bericht trotz Corona-Krise durchgeführt
werden konnten. Die Bewältigung der Pandemie sei dabei ein «zentrales
Querschnittthema» gewesen und die Erfahrungen der verschiedenen Verantwortlichen
in der Krise hätten nicht zuletzt zum Beschluss der GPK geführt, den Umgang der
Bundesbehörden mit der Covid-19-Pandemie näher zu beleuchten. Für die
Subkommission, die sich hinsichtlich Geschäftsbericht mit den Departementen EDI und
UVEK befasst hatte, ergriff Thomas de Courten (svp, BL) das Wort. Im EDI sei das
Erreichen der wichtigsten Legislatur-Ziele im Bereich der Altersvorsorge (Stabilisierung
der AHV, Definition der Eckwerte für die BVG-Reform, Modernisierung der Aufsicht
über die erste Säule) auf gutem Weg. Die Förderung des öffentlichen Verkehrs zwecks
qualitativ hochwertigen Mobilitätslösungen sei hingegen noch nicht optimal umgesetzt,
weil vor allem die Qualität im Personenverkehr nicht genüge. Alfred Heer (svp, ZH)
sprach für die Subkommission, die sich bei der Evaluation des Geschäftsberichts mit
dem EJPD und der BK beschäftigt hatte. Die Subkommission habe sich mit der
Umsetzung des neuen Asylgesetzes und den entsprechenden Auswirkungen für das
Bundesverwaltungsgericht auseinandergesetzt. Die Untersuchungen seien noch nicht
abgeschlossen, aber es zeigten sich «systemimmanente» Probleme, da 16.8 Prozent der
Fälle vom Gericht zurückgewiesen würden. Zudem habe die GPK bei einem Besuch des
Asylzentrums in Boudry Verbesserungen in Asylunterkünften verlangt, damit die
Privatsphäre von Asylsuchenden besser gewährleistet werde. Zudem habe sich die
Subkommission mit dem EJPD zur Rechtmässigkeit des Epidemiengesetzes unterhalten.
Mit der Bundeskanzlei habe sich die Subkommission zum Thema E-Voting ausgetauscht.
Die GPK schaue, dass das «Debakel» rund um das System der Post «nicht im Chaos
endet», so Heer. Auch Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga fasste den Bericht
kurz zusammen. Sie verstehe, dass der Rat wohl lieber Informationen zum aktuellen
Pandemie-Jahr 2020 hätte, der Bericht beziehe sich aber auf das Jahr 2019, «das [den
Parlamentsmitgliedern] vielleicht auch schon weit weg erscheint». Der Bundesrat habe
aber 2019 sehr viele wichtige Botschaften verabschiedet. Die grosse Kammer nahm in
der Folge diskussionslos Kenntnis vom Bericht und stimmte dem entsprechenden

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2020
MARC BÜHLMANN
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Bundesbeschluss zu. 
Auch im Ständerat berichtete tags darauf zuerst die Kommissionssprecherin für die
GPK. Auch Maya Graf (gp, BL) betonte, wie schwierig es gewesen sei, die Oberaufsicht in
Krisenzeiten wahrzunehmen. Auch sie verwies auf die notwendige Aufarbeitung der
Krise und bedankte sich bei der Bundeskanzlei, die daran sei, den entsprechenden
Auftrag umzusetzen. Für die Subkommission EDA/VBS hob Charles Juillard (mitte, JU)
die Pläne des Bundesrats hervor, den UNO-Sitz Genf mit Hilfe von «Science Diplomacy»
zu stärken. Betont werden müsse zudem, wie gut es dem EDA während der Pandemie
bisher gelungen sei, Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer zu betreuen. Im VBS
habe das Problem «Mitholz» zu reden gegeben, welches von der GPK weiter beobachtet
werde. Auch über den Stand der Diskussionen zu «Cyberdefense» habe man sich
informiert. Hier sei insbesondere die Zusammenarbeit mit der Forschung
begrüssenswert. Matthias Michel (fdp, ZG) hob für die Subkommission EFD/WBF die
Punkte E-Government und Regulierungskosten hervor. Bei ersterem habe man noch
«Luft nach oben». Die Pandemie habe unter anderem gezeigt, wie wichtig die
Digitalisierung und eine bessere Koordination zwischen den Departementen aber auch
zwischen Verwaltung und Bevölkerung sei. Hinsichtlich Regulierung habe sich die GPK
unter anderem für die Resultate eines Monitorings interessiert, das gezeigt habe, dass
zwei Drittel der befragten Unternehmen finden, dass die bürokratische Belastung
gestiegen sei. Hier sei der Bundesrat daran, Gegensteuer zu geben, was die GPK
begrüsse. Marco Chiesa (svp, TI) fasste die Erkenntnisse der Subkommission EDI/UVEK
zusammen. Wie sein Nationalratskollege berichtete auch Chiesa über den Stand der
Reformen in den Sozialwerken. Die Auswirkungen von Covid auf die AHV seien allerdings
noch schwer abschätzbar. Im UVEK habe sich die GPK versichert, dass die Umsetzung
des «Aktionsplans Biodiversität Schweiz» zwar verspätet, aber auf gutem Weg sei. Die
Ziele für mehr Biodiversität seien freilich «de loin pas encore suffisants», so Chiesa.
Daniel Fässler (mitte, AI) ergriff schliesslich das Wort für die Subkommission EJPD/BK.
Im EJPD habe sich die GPK insbesondere zum Thema Kriminalitätsbekämpfung
informiert. Das Fedpol ermittle unter der Leitung der Bundesanwaltschaft in nicht
weniger als 70 Terrorstrafverfahren. Innerhalb der BK begrüsse die GPK die
Bestrebungen einer stärkeren Koordination und departementsübergreifenden Lenkung
digitaler Entwicklungen. Auch in der kleinen Kammer fasste die Bundespräsidentin am
Schluss den Bericht noch einmal zusammen und dankte der GPK für die
Zusammenarbeit und die «Wertschätzung», die die Kommissionen der
Regierungsarbeit entgegenbrächten. Auch in der kleinen Kammer wurde vom Bericht
Kenntnis genommen und der entsprechende Bundesbeschluss über den
Geschäftsbericht des Bundesrats für das Jahr 2019 diskussionslos gutgeheissen. 2

Organisation der Bundesrechtspflege

Laut Geschäftsbericht 2015 des Bundesgerichts ist das Geschäftsaufkommen im Jahr
2015 in allen vier nationalen Gerichten erneut angestiegen: 
Beim Bundesgericht wurden im Berichtsjahr 7'853 neue Beschwerden eingereicht, was
einer Zunahme von 148 Fällen entspricht. Allerdings hat auch die Zahl der Erledigungen
auf 7'695 Fälle zugenommen (+132 Fälle im Vergleich zu 2014). Im Bericht wird eine
durchschnittliche Prozessdauer von 134 Tagen angegeben (2014: 131 Tage). Die auf 2016
verschobenen Pendenzen sind im Vergleich zum Vorjahr (2'653 Fälle) erneut
angestiegen und umfassen 2'811 Fälle. In seinem Bericht wies das Bundesgericht auch
die beim EGMR gegen die Schweiz eingereichten und behandelten Beschwerden aus.
2015 wurden dort 318 Beschwerden eingereicht (2014: 292 Beschwerden) und der
Gerichtshof hatte 331 Entscheidungen betreffend die Schweiz gefällt, wovon 10 Urteile
ergingen und in drei Fällen eine Verletzung der Menschenrechtskonvention durch die
Schweiz festgestellt wurde (Vorjahr: 9 Verletzungen). 
Auch das Bundesstrafgericht wies eine leichte Zunahme an Geschäften und Pendenzen
aus. Allerdings gilt dies insbesondere für die Strafkammer. In der Beschwerdekammer
konnten die Pendenzen im Jahr 2015 hingegen abgebaut werden. Im Bericht wurde die
sehr unterschiedliche Arbeitsbelastung zwischen den einzelnen Sprachen
angesprochen. Es sei für ein kleines Gericht eine grosse Herausforderung, alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichmässig zu belasten. 
Im Bundesverwaltungsgericht hatten 2015 die Fälle im Asylrecht (Abteilungen IV und V)
sehr stark, von 4'831 auf 5'661 Eingänge, zugenommen. Gleichzeitig wurde die
Erledigung der Fälle in diesem Bereich – bei gleichbleibender durchschnittlicher
Verfahrensdauer von 100 Tagen – deutlich gesteigert (von 4'163 auf 5'015). 
In allen Abteilungen zusammen wurden 8'465 neue Eingänge verzeichnet, was im
Vergleich zu 2014 einem Plus von 857 Fällen entspricht. Insgesamt betrug die
Verfahrensdauer eines Falles vor Bundesverwaltungsgericht noch 182 Tage, war also

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2016
MARC BÜHLMANN
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wesentlich kürzer als noch 2014 (200 Tage). 
Das Bundespatentgericht regelt seit 2012 zivilrechtliche Streitigkeiten über Patente.
Für die jeweiligen ordentlichen Verfahren – 2015 wurden 19 neu eingereicht (2014: 15)
und 19 erledigt (2014: 20) – werden nebenamtliche juristische und technische
Fachrichter eingesetzt, was dazu beiträgt, dass die Verfahren kostengünstig und zügig
erledigt werden und häufig in einem Vergleich enden, wie im Bericht vermerkt wurde. 
Die Räte nahmen in der Sommersession 2016 Kenntnis vom Bericht und hiessen den
entsprechenden Bundesbeschluss gut. In seinem Plädoyer in beiden Kammern wies
Gerichtspräsident Gilbert Kolly insbesondere auf die stetig zunehmende Arbeitslast hin
und die damit verbundene Notwendigkeit einer Stärkung der eidgenössischen Gerichte.
Die laufende Reform des Bundesgesetzes über das Bundesgericht gehe diesbezüglich in
die richtige Richtung, genüge wahrscheinlich aber noch nicht. 3

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Nur einen Tag später ging die Debatte um den Voranschlag 2020 im Nationalrat weiter.
Auch dieses Jahr drehte sich die Eintretensdebatte vor allem um die Frage, wie gut die
wirtschaftliche Lage des Bundes wirklich sei und wie grosszügig das Parlament folglich
mit dessen finanziellen Ressourcen umgehen könne. Eintreten war nicht umstritten,
ganz im Gegensatz zur Detailberatung: Neben den Mehrheitsanträgen standen
zahlreiche Minderheitsanträge der SP- und der SVP-Fraktion auf dem Programm. Doch
obwohl der Nationalrat den Voranschlag während über 9 Stunden diskutierte, schuf er –
verglichen mit der Anzahl Minderheitsanträge – nur wenige Differenzen zum Ständerat. 
Die meisten dieser Differenzen waren im Nationalrat unumstritten, etwa die Erhöhung
des Globalbudgets der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts um CHF 709’300
CHF. In verschiedenen Fällen verband die Kommission zudem Aufstockungen mit der
Definition neuer Grenz- und Sollwerte oder der Neudefinitionen der
Rahmenbedingungen der Kreditverwendung, Instrumenten des Neuen Führungsmodells
des Bundes für die Bundesverwaltung. Mit diesen können Bedingungen zur Verwendung
der Gelder mit Budgetpositionen verbunden werden. Die Aufstockung des
Globalbudgets der Landwirtschaft um CHF 500'300 begründete der Nationalrat mit der
drohenden Unterfinanzierung des Aufbaus des Kompetenzzentrums Boden und
definierte dessen Finanzierung als Rahmenbedingung für den Kredit. Auch die
Forschungsbeiträge für die Landwirtschaft erhöhte er zugunsten des
Forschungsinstituts für biologischen Landbau um CHF 2.5 Mio. im Voranschlagsjahr
sowie in den Finanzplanjahren. Gegen die Aufstockung der Direktzahlungen für die
Landwirtschaft stellte sich eine Minderheit Schneider Schüttel (sp, FR), die
diesbezüglich dem Ständerat folgen wollte, jedoch mit 63 zu 127 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) unterlag. Abgelehnt hatten die Änderung die einstimmig stimmenden SP-
und GLP-Fraktionen sowie Minderheiten der FDP- und der Grünen-Fraktion. Auf Antrag
Mattea Meyer (sp, ZH) stockte der Nationalrat mit 112 zu 81 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
auch das Globalbudget des Fedpol im Voranschlagsjahr sowie in den Finanzplanjahren
um CHF 600'000 auf. Damit sollte eine Reduktion aus den Finanzplanjahren 2017 bis
2019 korrigiert werden, um damit eine Stellenaufstockung um vier Stellen zur Erfüllung
der Zentralstellenaufgaben des Fedpol im Bereich Internetkriminalität, insbesondere
der Pädokriminalität, zu ermöglichen. Die SVP- und die FDP-Fraktionen hatten sich
dagegen gewehrt, weil diese Stellen intern über das Globalbudget finanziert werden
sollten, wie Albert Vitali (fdp, LU) betonte. 
Sparsamer als der Ständerat zeigte sich die grosse Kammer bezüglich der finanziellen
Unterstützung von Selbsthilfeprojekten beim Bundesamt für Justiz: Hier sperrte sie sich
stillschweigend gegen die vom Ständerat beschlossene Ausgabenerhöhung auf CHF 2
Mio. Ohne Minderheit akzeptiert wurden auch die Anträge zum SEM: Die
Betriebsausgaben zu den Bundesasylzentren senkte der Rat nach Absprache der
Kommission mit dem SEM um CHF 27 Mio. und die Beiträge für die Sozialhilfe
Asylsuchender und vorläufig Aufgenommener reduzierte er aufgrund aktualisierter
Zahlen um 12.8 Mio. Dies obwohl Finanzminister Maurer darauf hingewiesen hatte, dass
man damit an den Leistungen des Bundes «überhaupt nichts» ändere, denn diese seien
gesetzlich vorgegeben. Ein solcher Beschluss führe später aber allenfalls zu
Nachtragskrediten, wenn sich die Flüchtlingssituation ändern sollte. 
Umstritten waren auch im Nationalrat vor allem die Bildungsausgaben. Diesbezüglich
lagen neben dem Mehrheitsantrag drei Minderheitsanträge vor. Die Mehrheit wollte in
den meisten Bildungsfragen dem Bundesrat folgen und die Bildungsausgaben nicht um
die ehemaligen Teuerungsbeiträge erhöhen. Einzig bezüglich der Berufsbildung
befürwortete sie eine zusätzliche Erhöhung. Eine Minderheit I Schneider Schüttel

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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forderte, dem Ständerat folgend, die im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020
beschlossenen Beträge, eine Minderheit II Bourgeois (fdp, FR) bevorzugte hingegen
mehrheitlich einen Mittelweg zwischen Ständerat und Bundesrat. Dieser basierte auf
den Aufstockungen des Budgets im Bildungsbereich, welche das Parlament bereits 2019
vorgenommen hatte, abzüglich der Teuerungskorrektur nach Dittli (fdp, UR; Mo.
16.3705) um -0.1 Prozent. Mit 132 zu 60 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und 139 zu 52
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit II gegen die Minderheit I und
die Mehrheit durch. Zudem sprach sich der Nationalrat beim Bildungsbudget zusätzlich
für eine Minderheit III Schneider Schüttel aus, welche bei den Institutionen der
Forschungsförderung eine zusätzliche Erhöhung um CHF 1.1 Mio. forderte, die
zugunsten der Akademien der Wissenschaften Schweiz eingesetzt werden sollte. 
Schliesslich nahm der Nationalrat verglichen mit dem Ständerat einige Änderungen bei
den Sollwerten vor, insbesondere im Gesundheitsbereich. Der Messwert für den Anteil
Rauchender in der Bevölkerung, gemäss dem nicht mehr als 25 Prozent der Bevölkerung
rauchen sollen, wurde gestrichen, da dessen Messung gemäss Kommission keine
Aufgabe des Staates sei. Dies obwohl Finanzminister Maurer vor der Streichung gewarnt
und diese als falsches Signal bezeichnet hatte. Gesteigert werden sollte hingegen der
Anteil Arztpraxen mit elektronischer Krankengeschichte der Patientinnen und
Patienten. Heute liegt dieser bei 76 Prozent, im Jahr 2020 soll er bei 80 Prozent zu
liegen kommen und für die Finanzplanjahre weiter gesteigert werden. Bei der
Militärversicherung soll der Anteil der Verwaltungskosten an den Gesamtkosten von 10.7
Prozent auf 10 Prozent gesenkt werden. Diese Änderungen waren nicht umstritten,
genauso wenig wie die Reduktion des Grenzwertes zum Auftreten von gentechnisch
verändertem Raps entlang von Bahngeleisen (von 0.5 Prozent auf 0.25 Prozent aller
untersuchten Proben). Schliesslich erhöhte der Nationalrat auch die Messgrösse bei
den Besucherinnen und Besuchern der bundeseigenen Museen von 60'000 auf 65'000
Personen – obwohl dies gemäss Bundesrat Maurer «nicht mehr Leute in die Museen»
locken werde. 
Die übrigen Änderungen, meistens beantragt von Mitgliedern der SP- oder der SVP-
Fraktion, lehnte die Ratsmehrheit jeweils deutlich ab. Verschiedene linke Minderheiten
setzten sich für Budgeterhöhungen im Bereich des Umweltschutzes ein. So versuchte
eine Minderheit Schneider Schüttel unter anderem die Überprüfung von Wirkstoffen
zur Senkung des Risikos von Pflanzenschutzmitteln für aquatische Organismen für das
Jahr 2020 von 20 auf 30 Wirkstoffe zu erhöhen sowie die dazu nötigen acht
zusätzlichen Stellen bei vier verschiedenen Bundesämtern zu schaffen. Mit 105 zu 84
Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte der Rat den Antrag gegen den Willen der SP-, GPS-
und GLP-Fraktionen sowie der Mitglieder der EVP ab. Da sich der
Überprüfungsrhythmus an jenen der EU anlehne, sei eine Aufstockung hier nicht
angebracht, erklärte Alois Gmür (cvp, SZ) für die Kommission. Eine weitere Minderheit
Schneider Schüttel wollte CHF 20 Mio. mehr für die Revitalisierung von Gewässern
einsetzen, weil die Nachfrage nach Bundesmittel in diesem Bereich stark angestiegen
sei und im kommenden Jahr zahlreiche Projekte realisiert werden sollten. Mit 96 zu 95
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) lehnte der Rat jedoch auch diesen Antrag ab, wobei
Kommissionssprecher Gmür darauf hinwies, dass bei tatsächlichem Fehlen von Mitteln
Nachtragskredite eingereicht werden könnten. Zudem setzte sich eine Minderheit
Masshardt (sp, BE) für eine Verdoppelung des Betrags für den Technologietransfer beim
Bundesamt für Energie von CHF 20 Mio. auf CHF 40 Mio. ein. Dieses Geld diene dazu,
dass neue, noch nicht marktreife Technologien erprobt werden könnten. Eine Erhöhung
sei nicht nötig, weil die Privatwirtschaft solche Ideen kostensparend entwickeln könne,
argumentierte Sandra Sollberger (svp, BL) und begründete damit auch ihre Minderheit II
Sollberger, die den Betrag auf CHF 10 Mio. reduzieren wollte. Mit 142 zu 52 Stimmen
respektive 107 zu 86 Stimmen (bei 1 Enthaltung) setzte sich der Mehrheitsantrag gegen
die Anträge der Minderheit II respektive der Minderheit I durch. 
Doch nicht nur im Umweltbereich, auch zu anderen Themen reichte die SP-Fraktion
erfolglos Vorstösse ein. So wollten linke Minderheiten etwa das Globalbudget des
Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann aufstocken, die
Kulturabgeltung an die Stadt Bern in den Finanzplanjahren fortsetzen, dem BIT eine
grössere Konstanz in der Personalentwicklung als neues Ziel vorschreiben sowie eine
Aufstockung beim Eidgenössischen Personalamt vornehmen, das in der Folge
Lehrstellen und Hochschulpraktika zur Integration von Menschen, die aus dem
Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, anbieten soll. 
Die SVP hingegen versuchte vor allem, dem Stellenzuwachs beim Bund – im Voranschlag
2020 beträgt dieser gemäss Franz Grüter (svp, LU) 267 zusätzliche Stellen – Einhalt zu
gebieten. Dazu wollte Grüter allgemein die Ausgaben für den Personalaufwand im
Voranschlag 2020 sowie in den Finanzplanjahren bei CHF 6 Mrd. plafonieren – zum
ersten Mal überhaupt überstiegen die geplanten Ausgaben für das Personal die Grenze
von CHF 6 Mrd. Mit 134 zu 51 Stimmen lehnte der Rat den Minderheitsantrag Grüter
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gegen den Willen der geschlossen stimmenden SVP ab. Zudem wollte eine weitere
Minderheit Grüter den Betrag für die Lohnmassnahmen halbieren; 0.5 Prozent der
Lohnsumme reichten für Lohnverhandlungen, erklärte der Minderheitensprecher. Mit
140 zu 52 Stimmen lehnte der Rat auch diesen Antrag ab. Auch die weiteren
Minderheitsanträge, die vorsahen, die Ausgaben des Büros für Konsumentenfragen auf
dem Stand der Rechnung von 2018 zu plafonieren, auf die Budgeterhöhung der
Parlamentsdienste zur Schaffung von drei neuen Vollzeitstellen sowie auf Erhöhungen
in den Personalbereichen des EDA, des BAG und des BFS zu verzichten, lehnte der
Nationalrat ab. 
Zu reden gaben schliesslich auch die Bereiche Entwicklungszusammenarbeit und
Sicherheit. Während eine Minderheit I Keller (svp, NW) die Ausgaben für multilaterale
Entwicklungszusammenarbeit deutlich kürzen wollte, schlug eine Minderheit II Gysi (sp,
SG) in diesem Bereich eine Erhöhung des Budgets vor, um erneut auf die in der
Botschaft 2017-2020 vereinbarten Ausgaben zu kommen und um im Jahr 2023 eine
APD-Quote von 0.5 Prozent des Bruttonationaleinkommens zu erreichen.
Finanzminister Maurer wehrte sich gegen eine weitere Kürzung in diesem Bereich – die
Schweiz habe hier in den letzten Jahren die grössten Kürzungen vorgenommen, obwohl
sie weiterhin ihren Verpflichtungen nachkommen müsse, erklärte er.
Kommissionssprecher Gmür betonte hingegen, dass es sich bei der APD-Quote weder
um ein finanzpolitisches Steuerungsinstrument, noch um einen Zielwert handle,
sondern um einen Richtwert. Mit 140 zu 51 Stimmen und 106 zu 84 Stimmen (1
Enthaltung) sprach sich die grosse Kammer für den Mittelweg, den Mehrheitsantrag, aus
und beliess die entsprechenden Ausgaben auf ihrer ursprünglichen Höhe. 
Mit 135 zu 54 Stimmen nahm der Nationalrat schliesslich den Bundesbeschluss Ia über
den Voranschlag für das Jahr 2020, der verglichen mit dem bundesrätlichen
Budgetvorschlag Mehrausgaben von CHF 245 Mio. mit sich bringe, wie die beiden
Kommissionssprecher Gmür und Nicolet (svp, VD) erklärten, in der Gesamtabstimmung
an. Abgelehnt wurde er einstimmig von der SVP und von Stefania Prezioso Batou (gps,
GE). Kaum bis gar nicht umstritten waren der Bundesbeschluss Ib über die
Planungsgrössen im Voranschlag für das Jahr 2020, der Bundesbeschluss II über den
Finanzplan für die Jahre 2021-2023, der Bundesbeschluss III über die Entnahmen aus
dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2020 sowie der Bundesbeschluss IV über die
Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr
2020. 4

Das Differenzbereinigungsverfahren zum Voranschlag 2020 dauerte deutlich kürzer als
in den Vorjahren: In nur zwei Sitzungen bereinigte das Parlament das Budget für das
Jahr 2020. Dies war gemäss Hannes Germann (svp, SH) auch die Absicht der FK-SR, die
möglichst viele Differenzen bereinigt habe, um «mit dem neu zusammengesetzten Rat
[...] nicht, wie sonst üblich, bis in die Einigungskonferenz gehen [zu] müssen». Am 10.
Dezember 2019 beriet der Ständerat die vom Nationalrat geschaffenen 24 Differenzen
und folgte dabei stillschweigend den Anträgen seiner Kommission. Er stimmte der
Erhöhung des Globalbudgets der Berufungskammer des Bundesstrafgerichts im
Voranschlagsjahr und den Finanzplanjahren, des Fedpol und des BWL sowie der
Reduktion der Betriebsausgaben der Bundesasylzentren und der Sozialhilfe für
Asylbewerbende und Flüchtlinge diskussionslos zu. Die Erhöhung des Budgets des
Fedpol knüpfte er an eine Verstärkung der Bekämpfung der Pädokriminalität, die zwei
zusätzlichen Kredite für das Bundesamt für Landwirtschaft machte er von der
Bekämpfung der drohenden Unterfinanzierung des Aufbaus des Kompetenzzentrums
Boden sowie als Finanzhilfen für das Forschungsinstitut für biologischen Landbau (FiBL)
fest. Auch im Bereich der Bildung sprachen sich Kommission und Ständerat für den
nationalrätlichen Vorschlag aus, der eine geringere Erhöhung vorsah als ihr eigener
Vorschlag. Die Medien betonten in der Folge jedoch vor allem den Anstieg der
Bildungsausgaben um CHF 101 Mio. gegenüber der Version des Bundesrates. Auch bei
den Sollwerten und Planungsgrössen willigte der Ständerat grösstenteils ein, «wenn
auch da und dort mit etwas Befremden oder Staunen», wie der Kommissionssprecher
betonte. Man wolle deswegen nicht eine Einigungskonferenz riskieren und pflichte hier
«aus verfahrensökonomischer Vernunft» bei, betonte der Kommissionssprecher. 
Damit blieben zwei Differenzen zum Nationalrat übrig: Einerseits bestand die kleine
Kammer auf der Erhöhung der finanziellen Unterstützung von Selbsthilfeprojekten für
das Jahr 2020 und für die Finanzplanjahre, andererseits reduzierte sie die Finanzierung
für die Institutionen der Forschungsförderung um CHF 1.1 Mio., da diese im Konzept des
Nationalrats aufgrund der zwei angenommenen Minderheiten doppelt enthalten seien.
Der Ständerat beharrte zudem auf der Forderung, die Aufstockung des entsprechenden
Budgets um CHF 15 Mio. dem SNF zukommen zu lassen. Als Kompromiss schlug er aber
vor, die vom Nationalrat beschlossene Förderung der Akademien der Wissenschaften

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Schweiz in der Höhe von CHF 1.1 Mio. ebenfalls in den Rahmenbedingungen der
Kreditvergabe festzuschreiben. 
Stillschweigend stimmte der Nationalrat der Version des Ständerates in diesen Fragen
zwei Tage später zu und bereinigte damit den Voranschlag 2020. Dieser budgetiert nun
bei Einnahmen von CHF 75.666 Mrd. und Ausgaben von CHF 75.323 Mrd. einen
Überschuss von CHF 344 Mio. anstelle des vom Bundesrat geplanten Überschusses von
CHF 435 Mio. 5

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

En juin 2014, le Conseil national a débattu d'un message du Conseil fédéral concernant
la loi sur l’asile et la prorogation des modifications urgentes. Pour rappel, les mesures
urgentes avaient été acceptées par le Parlement en septembre 2012 et confirmées en
votation, par 78% de la population, en juin 2013. Ces mesures sont au nombre de cinq:
à savoir, la possibilité pour le gouvernement de réquisitionner des installations de la
Confédération sans besoin d'autorisation des cantons ou des communes, la création de
centres pour les personnes requérantes jugées récalcitrantes, la mise sur pied de tests
pilotes des procédures accélérées, la suppression de la désertion comme motif d'asile
et enfin, l'annulation de la possibilité de déposer une demande d'asile dans les
ambassades. La prorogation de ces mesures est nécessaire, selon le Conseil fédéral,
parce que la restructuration du domaine de l'asile, dont elles feront partie intégrante,
ne sera peut-être pas mise en œuvre d'ici à la fin de leur validité. Pour éviter une
lacune juridique, il s'agit de les prolonger pour une durée de quatre ans. 
Une minorité emmenée par Martin Bäumle (pvl, ZH) et soutenue par les Vert-e-s et les
socialistes proposait une prolongation de trois ans seulement. 106 voix contre 61 n'ont
pas fait le poids. Le message original a finalement été accepté par 116 voix, sans
opposition. En revanche, le camp vert-rose a montré son refus des mesures, mais son
acceptation de la décision populaire, par 52 abstentions. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2014
SOPHIE GUIGNARD

En débat au Conseil des Etats, la loi sur l’asile et la prorogation des modifications
urgentes a suscité les mêmes réactions chez les personnes opposées aux mesures
urgentes. Ainsi, le message du Conseil fédéral a été accepté par 34 voix unanimes, mais
4 sénateurs et sénatrices (deux socialistes, un écologiste et une PDC) se sont abstenus
. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

La loi sur l’asile et la prorogation des modifications urgentes a été acceptée par
l'Assemblée fédérale en septembre 2014. L'abstention comme manière de montrer son
opposition aux mesures d'urgence tout en respectant la décision du peuple n'a pas été
suivie par le groupe socialiste au Conseil national. Le groupe vert a été seul a s'abstenir,
ou à refuser l'objet, ce qui porte le score final à 179 voix pour, 4 contre et 15
abstentions. Aux Etats, 40 voix favorables, aucune opposition et 5 abstentions, à
nouveau issues des rangs vert, socialiste et PDC ont permis au projet de passer la
rampe. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2014
SOPHIE GUIGNARD

Asylpolitik

Weil sie diese Haltung teilten, oder weil sie im Gegenteil der zunehmenden
Fremdenfeindlichkeit entgegenwirken wollten, unterstützen alle im Parlament
vertretenen Fraktionen die vom Bundesrat bereits im Vorjahr angekündigte Revision
der Asylgesetzgebung — die dritte innerhalb von zehn Jahren —, mit der das Verfahren
gestrafft und die Attraktivität der Schweiz als Fluchtland eingeschränkt werden soll.

Kernstück des neuen Verfahrens ist die frühzeitige Triage zwischen klar positiv oder
negativ zu entscheidenden Gesuchen (schätzungsweise 75%) und solchen, die einer
eingehenderen Prüfung bedürfen. Über offensichtlich unbegründete Gesuche wird
innerhalb weniger Monate entschieden; der Entscheid ist zumindest summarisch zu
begründen, die Wegweisung soll dann konsequent erfolgen. Zudem erhält der
Bundesrat die Möglichkeit, gewisse Länder zu 'safe countries' zu erklären, d.h. zu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.1990
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.22 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Staaten, in denen nach seinen Feststellungen Sicherheit vor
Menschenrechtsverletzungen besteht. Auf Gesuche Angehöriger dieser Länder wird gar
nicht mehr eingetreten, es sei denn, die Anhörung ergebe trotzdem Hinweise auf eine
Verfolgung.

Verschärft wurden auch die Bestimmungen über die Erwerbstätigkeit der Asylbewerber.
Neu gilt ein absolutes Arbeitsverbot während der ersten drei Monate, welches die
Kantone im Fall eines während dieser Zeitspanne ergehenden erstinstanzlichen
Negativentscheids um weitere drei Monate ausdehnen können. Asylbewerber mit einer
Arbeitsbewilligung müssen bezogene Fürsorgeleistungen zurückerstatten und mit
Lohnabzügen Sicherheit für allfällige künftige Fürsorge- und Vollzugskosten leisten.
Nach einem rechtskräftigen negativen Asylentscheid erlöscht inskünftig auch die
Arbeitsbewilligung.

Zusammen mit diesem Dringlichen Bundesbeschluss legte der Bundesrat die
gesetzliche Grundlage für die vorläufige Aufnahme von sogenannten Gewaltflüchtlingen
vor, von Menschen also, die im Sinn der Flüchtlingskonvention keine Flüchtlinge sind,
die aber wegen der allgemeinen Lage in ihrem Heimatland nicht zurückgeschickt
werden können. Zudem unterbreitete er dem Parlament ein Gesetz über die Schaffung
eines Bundesamtes für Flüchtlinge. 9

Auch im Ständerat waren es die beiden Punkte der Rekursinstanz und der
Kinderzulagen, welche die meisten Diskussionen auslösten. Obgleich sich die
vorberatende Kommission noch von Bundespräsident Koller hatte überzeugen lassen,
auf eine verbindliche Einführung der Beschwerdekommission zu verzichten, schloss
sich das Plenum der Meinung des Erstrates an, wollte aber die Kompetenzen dieser
Kommission bereits auf Gesetzesstufe abschliessend festschreiben. In der Frage der
Kinderzulagen konnte sich Bundespräsident Koller in der Kleinen Kammer hingegen
nicht mehr gegen die Argumente der drei welschen Ständeräte Cavadini (lp, NE),
Reymond (lp, VD) und Ducret (fdp, GE) durchsetzen, die auf mögliche Missbräuche mit
den verlockenden Zulagen hinwiesen. Obgleich der Vorsteher des EJPD anhand
konkreter Zahlen vor einer Legendenbildung warnte, stimmte der Rat knapp einem
Antrag Cavadini auf Streichung der Kinderzulagen zu. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.1990
MARIANNE BENTELI

In den Räten war die allgemeine Stossrichtung der Vorlage nicht bestritten. Im
Nationalrat votierten die Fraktionen zu Beginn der rund dreizehnstündigen Debatte
durchwegs für Eintreten, wobei die Linke, die Grünen und die LdU/EVP-Vertreter ihre
vorwiegend humanitären Bedenken nicht verschwiegen, während bürgerliche Vertreter
ihrer Befürchtung Ausdruck verliehen, das neue Instrumentarium werde nicht genügen,
um die schwierige, Lage zu entschärfen. Rückweisungs- oder Nichteintretensanträge
wurden nur von ganz links und rechts aussen gestellt, aber mit offensichtlichem Mehr
zurückgewiesen.

Die meisten Punkte der Vorlage wurden relativ diskussionslos angenommen. In einer
wesentlichen und hart umkämpften Frage allerdings, nämlich der Schaffung einer
verwaltungsunabhängigen Rekursinstanz, stellte sich die Grosse Kammer gegen den
Bundesrat und die Mehrheit der vorberatenden Kommission. Die bundesrätliche
Vorlage sah eine derartige Kommission zwar vor, wollte deren Einsetzung aber mit einer
Kann-Formel dem Gutdünken der Regierung vorbehalten. Für die SP, die sich damit
zum Sprachrohr der Hilfswerke machte, war dagegen ein diesbezüglicher verbindlicher
Auftrag gewissermassen der Preis, den sie für die Unterstützung der Gesamtvorlage in
Rechnung stellen wollte. Eine Koalition aus SP, GP, LdU/EVP, LP und Teilen der CVP
verhalf schliesslich einem Kompromissvorschlag Guinand (lp, NE) zum Durchbruch: Der
Bundesrat wurde verpflichtet, eine vom EJPD unabhängige Beschwerdeinstanz
einzusetzen; es bleibt ihm aber anheimgestellt, wann und wie er diese Kommission
einführen will.

Nicht weniger heftig umstritten waren Anträge, welche die Beschränkungen im
Erwerbsleben der Asylbewerber über die bundesrätlichen Vorschläge hinaus
verschärfen wollten. Aus den Reihen der SVP stammte die Idee, Asylsuchende während
der Dauer des Arbeitsverbotes zu unbezahlter gemeinnütziger Arbeit zu verpflichten.
Mit dem Hinweis auf die Europäische Menschenrechtskonvention trat Bundespräsident
Koller dieser Form von Zwangsarbeit entschieden entgegen. Der Rat lehnte den Antrag
schliesslich deutlich ab. Problemlos passierte hingegen ein Antrag Nabholz (fdp, ZH),

BUNDESRATSGESCHÄFT
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bescheiden entschädigte, freiwillig geleistete gemeinnützige Arbeit vom Arbeitsverbot
auszunehmen.

Nur ganz knapp konnte sich die Auffassung des Bundesrates vorerst in einem anderen
Punkt durchsetzen. In Verschärfung der Vorlage hatte die vorberatende Kommission die
Bestimmung einfügen wollen, wonach erwerbstätige Asylbewerber kein Anrecht auf
Kinderzulagen für ihre im Ausland lebenden Kinder hätten. Unter Berufung auf einen
Entscheid des Bundesgerichtes, welches in einem Urteil gegen den Kanton Thurgau
festgehalten hatte, die Streichung der Kinderzulagen für einzelne Kategorien von
Arbeitnehmern verstosse gegen den verfassungsmässig verankerten Grundsatz der
Rechtsgleichheit, bat Koller den Rat dringend, auf dieses Vorgehen zu verzichten.
Ausserst knapp – mit Stichentscheid von Nationalratspräsident Ruffy (sp, VD) – wurde
der Antrag schliesslich abgelehnt. Etwas deutlicher unterlag auch ein Eventualantrag
Nabholz (fdp, ZH), der die Kinderzulagen entsprechend der Kaufkraft in den
Herkunftsländern kürzen wollte. 11

Im Differenzbereinigungsverfahren schwenkte der Nationalrat in der Frage der
Rekurskommission auf die Linie des Ständerates ein. Die Kinderzulagen führten jedoch
erneut zu heftigen Diskussionen. Schliesslich votierte der Rat relativ knapp für einen
Kompromissvorschlag Hess (svp, TG), wonach die Kinderzulagen der Asylbewerber zwar
zurückbehalten, ihnen aber im Fall eines positiven Gesuchsentscheids oder einer
vorläufigen Aufnahme rückwirkend ausbezahlt werden. Diesem Vorgehen konnte der
Ständerat ebenfalls zustimmen.

Nach der Bereinigung kleinerer Differenzen wurde die Gesamtvorlage im der kleinen
Kammer einstimmig und in der Volkskammer mit grossem Mehr angenommen. Beide
Räte sprachen sich einstimmig für die Annahme der Dringlichkeitsklausel aus. Der
Ständerat stimmte einstimmig, der Nationalrat mit deutlichem Mehr der Schaffung
eines Bundesamtes für Flüchtlinge zu. Der Nationalrat überwies zudem ein Postulat der
vorberatenden Kommission, welches den Bundesrat ersucht, umgehend einen
Massnahmenkatalog für die Entwicklungszusammenarbeit mit den wichtigsten
Herkunftsländern von Asylbewerbern vorzulegen. Eine Motion der
Kommissionsminderheit, welche vom Bundesrat Massnahmen gegen die
Menschenrechtsverletzungen in der Türkei verlangte, wurde nur nach längerem Zögern
als Postulat überwiesen. Zudem wurden zwei Postulate angenommen, welche eine
stärkere Einbeziehung des UNO-Hochkommissariats für Flüchtlinge anregten.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1990
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat leitete das Vernehmlassungsverfahren zur Totalrevision des Asylgesetzes
und parallel dazu auch zu Änderungen des Bundesgesetzes über Aufenthalt und
Niederlassung der Ausländer (Anag) ein. Es geht dabei nicht um eine grundsätzliche
Neuorientierung, sondern zu einem grossen Teil um formelle Retouchen. Angestrebt
wird eine verbesserte Übersichtlichkeit des Gesetzestextes und die Überführung des
aus dem Jahr 1990 datierenden und auf Ende 1995 auslaufenden dringlichen
Bundesbeschlusses über das Asylverfahren in das ordentliche Recht.
Der Vorentwurf übernimmt denn auch die asylrechtlichen Grundsätze sowie die
Bestimmungen zum Asylverfahren und zur Rechtsstellung der Asylsuchenden
weitgehend unverändert aus der bisherigen Praxis. Als zentrale Neuerung soll ein
Sonderstatus für Gewaltflüchtlinge geschaffen werden. Dieser würde es erlauben,
Schutzbedürftige vorübergehend in der Schweiz aufzunehmen, gleichzeitig aber
sicherzustellen, dass sie nach einer Normalisierung der Lage in ihrem Heimatland
wieder dorthin zurückkehren. Die Betreuung dieser Schutzsuchenden soll deshalb nicht
auf Integration, sondern auf Rückkehrfähigkeit ausgerichtet werden. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.1994
MARIANNE BENTELI

Bei einem Treffen mit den Innen- und Justizministern der EU in Luxemburg brachte
Bundesrat Koller erneut den Wunsch der Schweiz nach einem baldigen Abschluss einer
Parallelvereinbarung zum Dubliner Erstasylabkommen vor, obwohl die Konvention erst
von acht EU-Staaten ratifiziert und noch nicht in Kraft ist. Ein derartiges Abkommen
würde nach Auffassung des Bundesrates den administrativen Aufwand im Asylverfahren
wesentlich erleichtern und praktisch ausschliessen, dass die von der EU abgewiesenen
Asylbewerber ein Gesuch in der Schweiz stellen. Laut Koller könnte sich damit die Zahl
der Asylgesuche um bis zu 15% verringern. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1994
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Da auf Wunsch der bürgerlichen Bundesratsparteien sowie einiger Kantone und
Organisationen die Vernehmlassung um zwei Monate verlängert wurde, kann der von
der Regierung für die Totalrevision vorgesehene Zeitplan nicht mehr eingehalten
werden, weshalb der auf Ende 1995 befristete dringliche Bundesbeschluss von 1990
über das Asylverfahren verlängert werden muss. Der Bundesrat unterbreitete dem
Parlament einen entsprechenden Antrag. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.08.1994
MARIANNE BENTELI

In der Vernehmlassung wurde die Aufnahme von schutzbedürftigen Gewaltflüchtlingen
kaum bestritten. Die FDP äusserte aber die Befürchtung, dass das vorgesehene Recht
auf Familiennachzug die Fürsorgekosten weiter anwachsen lasse, was angesichts der
Finanzlage von Bund und Kantonen nicht zu verkraften sei. Die CVP möchte den Begriff
der Schutzbedürftigen klarer und umfassender umschrieben sehen und insbesondere
eine Beistandsregel für Minderjährige einführen. Die SVP verlangte, dass die
Forderungen ihrer Initiative "gegen die illegale Einwanderung" in die Revision eingebaut
werden. Die Frage der Gewaltflüchtlinge sei hingegen separat zu regeln. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.11.1994
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der dringlichen Massnahmen zur Entlastung des Bundeshaushalts erhöhte
der Bundesrat den Lohnabzug, den die Asylbewerber - und neu auch die vorläufig
Aufgenommenen - zur Rückerstattung von Fürsorge- und Vollzugskosten zu entrichten
haben, von sieben auf zehn Prozent. Die jährliche Höchstsumme, die dafür vom
Erwerbseinkommen zurückbehalten wird, wurde von 3600 auf 4800 Fr. angehoben.
Zudem will der Bundesrat die Kosten für die Unterbringung der Flüchtlinge den
Kantonen nur noch pauschal abgelten. Von diesen Massnahmen erhofft er sich
Einsparungen von rund 30 Mio Fr. pro Jahr. Das Parlament stimmte diesen Vorschlägen
praktisch diskussionslos zu. Damit er bereits auf den 1. Januar 1995 in Kraft treten kann,
wurde der Beschluss für dringlich erklärt. Eine vermehrte Pauschalisierung der
Bundesleistungen an die Kantone war auch von der GPK in ihrem Bericht zum Vollzug im
Asylwesen postuliert worden. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1994
MARIANNE BENTELI

Da die Totalrevision des Asylgesetzes nicht, wie ursprünglich vorgesehen, bis Ende 1995
bereinigt werden konnte, stimmten beide Kammern praktisch diskussionslos einer
Verlängerung des dringlichen Bundesbeschlusses von 1990 über das Asylverfahren um
weitere zwei Jahre zu. Eine Mehrheit der nationalrätlichen Kommission beantragte
vergeblich eine Verlängerung bis Ende 1998, um Fragen rund um die Asylpolitik ohne
Hektik angehen zu können. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Ende Jahr leitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur Totalrevision des
Asylgesetzes zu. Kernstück der Revision, die auch Änderungen beim Bundesgesetz über
Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (ANAG) bedingt, bildet die neue Regelung
über die vorübergehende Schutzgewährung sowie die Rechtsstellung der
schutzbedürftigen Ausländer (Status für Gewaltflüchtlinge). Als schutzbedürftig gelten
Personen, die nicht individuell verfolgt werden und deshalb die Flüchtlingseigenschaft
nicht erfüllen, die aber aufgrund von kriegerischen Ereignissen in ihrem Heimatstaat
einen vorübergehenden Schutz benötigen. Für diesen Personenkreis soll inskünftig der
Bundesrat entscheiden können, ob und wie vielen Personen vorübergehend ein
Aufenthalt in der Schweiz zu gewähren ist. Schutzgewährungen sollen in der Regel erst
erfolgen, wenn die Hilfe vor Ort nicht mehr ausreicht und nur eine Aufnahme
ausserhalb der Konfliktregion den nötigen Schutz bieten kann. Die Betroffenen sollen in
ihre Heimatstaaten zurückkehren, sobald dies die Situation erlaubt. Aus diesem Grund
soll ihre Betreuung auch nicht im Zeichen der Integration, sondern in jenem der
Rückkehrfähigkeit stehen.

Neu regeln will die Landesregierung auch die sogenannten Härtefälle im Asylbereich. In
Zukunft sollen das Bundesamt für Flüchtlinge oder die Asylrekurskommission
abschliessend entscheiden, ob bei der asylsuchenden Person eine schwerwiegende
persönliche Notlage vorliegt und eine vorläufige Aufnahme angeordnet werden kann,
wenn vier Jahre nach Einreichen des Asylgesuchs noch kein rechtskräftiger Entscheid
vorliegt. Damit würde ein relativ kompliziertes Verfahren aufgegeben und das heute
letztinstanzlich zuständige Bundesgericht entlastet. Mit einem Systemwechsel strebt
der Bundesrat auch im Fürsorgebereich kostengünstigere Lösungen an. Neu sollen die
Abgeltungen des Bundes für die Fürsorgeleistungen an anerkannte Flüchtlinge in der
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Form einer Pauschale ausgerichtet werden. Zudem sollen in diesen Fällen nicht mehr
die Hilfswerke für die Fürsorge zuständig sein, sondern die Kantone. 18

Nachdem das Asylbudget für 1998 (1 Mia Fr.) bereits anfangs August ausgeschöpft war,
beantragte der Bundesrat im September einen Nachtragskredit von 180 Mio Fr., den die
Finanzdelegation der Räte angesichts des Umstandes genehmigte, dass im Berichtsjahr
viel mehr Personen, als bei der Erstellung des Voranschlages angenommen, in der
Schweiz um Asyl nachsuchten. Sie verlangte aber gleichzeitig, die
Finanzierungsmodalitäten zu ändern und die Vollzugsverantwortung der Kantone
stärker mit der finanziellen Zuständigkeit zu koppeln. Dies hatte der Bundesrat bereits
einige Wochen früher in die Diskussion gebracht, indem er erwog, als dringende
Sparmassnahme die Fürsorgekosten, die über 90% des Asylbudgets ausmachen, zu
senken sowie eine Abstufung der Subventionen an die Kantone gemäss ihrer
Kooperationswilligkeit bei der Rückschaffung abgewiesener Asylbewerber
vorzunehmen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1998
MARIANNE BENTELI

Auch der Ständerat sprach sich deutlich für die neue Aufgabe der Armee aus.
Allerdings wollte er nur den laufenden, vom Bundesrat auf ein halbes Jahr festgesetzten
Einsatz gutheissen; sollte eine Verlängerung nötig werden, so sei dem Parlament ein
neuer Genehmigungsbeschluss gemäss Militärgesetz zu unterbreiten. Das Parlament
könne nämlich nur ein subsidiäres Truppenaufgebot zur Entlastung überforderter ziviler
Behörden im nachhinein billigen oder rügen, Bewilligungen ”auf Vorrat” seien vom
Gesetz hingegen nicht vorgesehen. In der Sache hielt der Nationalrat eine längerfristige
Kompetenzerteilung nach wie vor für gerechtfertigt, stimmte im Interesse eines
raschen Abschlusses aber dem Ständerat zu. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.1998
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat sanktionierte diesen militärischen Assistenzdienst und beschloss, dass
der Bund bis Ende 1999 gleichzeitig maximal 1000 Armeeangehörige zur
Flüchtlingsbetreuung abrufen kann. Ein Rückweisungsantrag der Linken, welche diesen
Einsatz als reine Image-Aufpolierung des Militärs erachtete, wurde ebenso abgelehnt
wie ihre Anträge, die Soldaten müssten die Asylsuchenden in zivilen Strukturen
betreuen bzw. die regulären Empfangsstellen seien personell so aufzudotieren, dass ein
militärisches Aufgebot überflüssig werde. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1998
MARIANNE BENTELI

Im Januar verabschiedete die Landesregierung die Botschaft zum
Zwangsanwendungsgesetz. Mit dieser Vorlage soll die Anwendung von
Zwangsmassnahmen bei Rückführungen von Asylbewerbern und illegalen Ausländern für
die ganze Schweiz einheitlich geregelt werden. Der Einsatz von Gewalt bei
Ausschaffungen hatte in den letzten Jahren immer wieder zu Problemen und sogar zu
zwei Todesfällen geführt. Gemäss dem Entwurf ist der Einsatz von Mitteln wie
Integralhelme oder Mundknebel, die die Atemwege beeinträchtigen können, verboten,
ebenfalls untersagt wird die Verabreichung von Medikamenten und der Gebrauch von
elektrischen Destabilisierungsgeräten, so genannten Teasern. In der Vernehmlassung
war insbesondere die Zulassung von Teasern umstritten gewesen. Die Gegner machten
geltend, dass noch keine zuverlässigen Daten über die medizinischen Spätfolgen dieser
Waffen existieren. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.01.2006
MARIANNE BENTELI

Die Vorlage wurde vom Ständerat in der Sommersession behandelt. Dabei scheiterten
die Versuche der Ratslinken, die erlaubten Hilfsmittel einzuschränken. Sowohl das
Anliegen, die zulässige Fesselung auf die Hände zu beschränken, als auch der Antrag,
auf Diensthunde zu verzichten, wurden von der Ratsmehrheit abgelehnt. Ebenfalls
verworfen wurde die Schaffung eines unabhängigen Kontrollorgans. In der
Gesamtabstimmung hiess die kleine Kammer das Gesetz mit 22 Ja-Stimmen und 7
Enthaltungen gut. 23
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Im Juni unterzeichnete der Bundesrat ein Rückübernahmeabkommen mit Algerien. Es
ist die erste derartige Vereinbarung mit einem Maghrebstaat. Das Abkommen muss
noch vom Parlament genehmigt werden. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2006
MARIANNE BENTELI

Der Einsatz von Gewalt bei der Ausschaffung von widerrechtlich in der Schweiz
anwesenden Personen, für welche im Prinzip die kantonalen Vollzugsbehörden
zuständig sind, hatte in den letzten Jahren immer wieder zu Problemen und vereinzelt
sogar zu Todesfällen geführt. Um gesamtschweizerisch ein einheitliches Vorgehen
festzulegen, hatte der Bundesrat dem Parlament ein Zwangsanwendungsgesetz
unterbreitet, welches der Ständerat im Vorjahr trotz Bedenken der SP über die
zugelassenen Mittel und Methoden verabschiedet hatte.

Gegen einen Nichteintretensantrag Schelbert (gp, LU) und einen Rückweisungsantrag
der SP-Fraktion trat der Nationalrat mit 124 zu 36 Stimmen auf den Entwurf ein. Die SP
begrüsste zwar ein Gesetz, welches die Zwangsanwendung regelt, wandte sich aber
gegen einzelne, ihrer Meinung nach erniedrigende Massnahmen. In der Detailberatung
blieben Anträge des links-grünen Lagers zur Beschränkung der zugelassenen Hilfsmittel
(Hunde, Fussfesseln) erfolglos. Im Gegenteil, der Rat fügte aufgrund eines
Kommissionsantrags auch die Verwendung von so genannten nicht tödlich wirkenden
Elektroschockgeräten (Taser) ein. Er verwarf aber einen Antrag Beck (lp, VD), wonach
der Medikamenteneinsatz zur Ruhigstellung renitenter Personen zuzulassen sei. Zudem
verbot er den Einsatz von Hilfsmitteln, welche die Atemwege behindern. In der
Gesamtabstimmung nahm er das Gesetz mit 96 zu 60 Stimmen an. Einstimmig sprachen
sich die FDP/LP- und die SVP-Fraktion dafür aus, bei der CVP alle ausser Kohler (JU),
während Grüne und SP es geschlossen ablehnten. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2007
MARIANNE BENTELI

Hauptgegenstand der Differenzbereinigung im Ständerat war der Einsatz von Tasern.
Der Kommissionssprecher wies darauf hin, dass noch nicht bekannt sei, welche
Spätfolgen der Einsatz dieser Methode haben könnte, und dass die Waffe bereits zu
Todesfällen geführt habe; zudem hätten die Ergebnisse der Vernehmlassung gezeigt,
dass der Taser sehr umstritten sei. Eine Minderheit Kuprecht (svp, SZ) wollte hier aber
dem Nationalrat folgen. Damit der Ständerat seinen Beschluss in vollständiger Kenntnis
der Sachlage fassen könne, hielt Marty (fdp, TI) einen wissenschaftlichen Bericht über
die Folgen der Verwendung von Tasern für unabdingbar. Bundesrat Blocher empfahl im
Namen des Bundesrates ebenfalls, diese Bestimmung aufgrund der zahlreichen
Unsicherheiten abzulehnen. Mit 28 zu 11 Stimmen folgte der Rat dem Antrag der
Mehrheit. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2007
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat erklärte Bundesrat Blocher noch einmal, dass der Einsatz von Tasern
nicht für Zwangsausschaffungen konzipiert sei, sondern für Amokläufe und schwere
Gewaltverbrechen, weshalb er sich dafür aussprach, zumindest im jetzigen Zeitpunkt
auf die Aufnahme dieser Waffe in dieses Gesetz zu verzichten. Dennoch beharrte die
grosser Kammer – wenn auch knapp – auf der Differenz. Erneut stimmten die
Fraktionen von GP und SP einhellig dagegen, daneben aber auch eine zunehmende
Menge von FDP-Abgeordneten und eine knappe Mehrheit der CVP. Einzig die SVP
votierte – mit Ausnahme von Gadient (GR) – noch praktisch geschlossen dafür. Im
Ständerat wollte sich eine Kommissionsmehrheit nun dem Nationalrat anschliessen,
weil viele Kantone den Taser in ihren Einsätzen bereits anwendeten und der Bundesrat
ja versichert habe, dass diese Waffe zur Durchsetzung dieses Gesetzes nicht
vorgesehen sei, scheiterte dann aber wegen mangelnder wissenschaftlicher
Erkenntnisse zu deren Gebrauch mit 23 zu 14 Stimmen, womit diese Differenz zum
Nationalrat über das Jahresende hinaus bestehen blieb. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Bei der Fortsetzung der Differenzbereinigung beim Zwangsanwendungsgesetz hielt der
Nationalrat in der Frühjahrssession mit 92 zu 85 Stimmen am Einsatz des Tasers fest,
obgleich Bundesrätin Widmer-Schlumpf davor warnte, durch diesen Entscheid zu
einem in diesem Zusammenhang eigentlich unwichtigen Punkt könnte das gesamte
dringend notwendige Gesetz gefährdet werden. Da damit eine Pattsituation entstanden
war, musste sich die Einigungskonferenz für die eine oder andere Variante
aussprechen. Mit 19 zu 17 Stimmen folgte sie dem Nationalrat; ein Antrag, die
Verwendung des Tasers zumindest stark einzuschränken, unterlag mit 14 zu 11 Stimmen.
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Gegen den Widerstand der SP-Vertreter, die für eine Ablehnung des Gesetzes
plädierten, gab der Ständerat nach und votierte mit 26 zu 13 Stimmen für den Beschluss
der Einigungskonferenz. Bundesrätin Widmer-Schlumpf versuchte die Gegner des
Entwurfs dadurch zu besänftigen, dass sie versprach, der Bundesrat werde in der
entsprechenden Verordnung die Verwendung des Tasers nur sehr zurückhaltend
gestatten. Im Nationalrat machten beide Seiten noch einmal ihre Argumente geltend;
das links-grüne Lager beantragte erfolglos die Ablehnung der Vorlage. Im Ständerat
passierte das Gesetz in der Schlussabstimmung mit 26 zu 9 Stimmen bei 7
Enthaltungen, im Nationalrat mit 123 zu 61 bei 10 Enthaltungen. Vorher hatte
Leuenberger (gp, GE) noch einmal aufgerufen, dem durch die Einfügung des Tasers
pervertierten Gesetz die Gefolgschaft zu verweigern; Meyer-Kälin (cvp, FR), eine
entschiedene Gegnerin des Tasers, appellierte im Gegensatz dazu, trotzdem dem
Gesetz zuzustimmen, da es eine längst überfällige Regelung der bei
Zwangsausschaffungen zulässigen Mittel bringe. 28

Bei der Behandlung der Personenfreizügigkeit in der Legislaturplanung 2007–2011 regte
die Kommission des Nationalrats eine Ergänzung an, wonach bei der Ausweitung auf
Rumänien und Bulgarien die Rückübernahmeabkommen mit diesen Ländern zu
verbessern seien. Dieser Antrag wurde mit 126 zu 37 klar angenommen. Ein revidiertes
Abkommen konnte Bundesrätin Widmer-Schlumpf in den folgenden Monaten mit
beiden Staaten unterzeichnen. Bei einem Arbeitsbesuch in Bosnien-Herzegowina
vereinbarte sie auch mit diesem Staat ein entsprechendes Abkommen. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2008
MARIANNE BENTELI

Im Januar schickte der Bundesrat Vorschläge zur Änderung des Asyl- und
Ausländergesetzes in die Vernehmlassung. Die geplanten Bestimmungen zielen darauf
ab, Asylgesuche effizienter zu erledigen und die Asylgründe weiter einzuschränken.
Gemäss dem Entwurf bildet Wehrdienstverweigerung kein Asylgrund mehr. Personen
die nur dies geltend machen, werden weggewiesen oder – wenn ihnen im
Herkunftsstaat eine „unmenschliche“ Behandlung droht – vorläufig aufgenommen.
Politische Aktionen in der Schweiz, z.B. Teilnahme an Demonstrationen, die zur
Begründung der Flüchtlingseigenschaft dienen, sollen künftig sanktioniert werden.
Ferner würde die Möglichkeit, auf einer schweizerischen Vertretung im Ausland ein
Gesuch zu stellen, aufgehoben. Eine weitere Änderung ist im Ausländergesetz
vorgesehen. Laut den Vorschlägen des Bundesrats müssten Personen, die aus der
Schweiz weggewiesen werden und geltend machen, ihre Wegweisung sei aus
persönlichen Gründen nicht zumutbar, dies zweifelsfrei beweisen können. Nach
geltendem Recht genügt es, wenn ein abgewiesener Asylbewerber die Unzumutbarkeit
glaubhaft macht.
Die Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen, die Hilfsorganisationen, der
Schweizerische Gewerkschaftsbund, die Landeskirchen sowie SP und Grüne kritisierten
die geplanten Asylrechtsverschärfungen und bedauerten, dass die Schweizer Asylpolitik
zunehmend ihren humanitären Charakter verliere. Gemäss dem UNHCR wird durch die
Absicht, Wehrdienstverweigerung nicht mehr als Asylgrund anzuerkennen, die
Flüchtlingskonvention tangiert. Bei der FDP und der SVP wurden die Vorschläge
dagegen begrüsst; einzig die Aufhebung der Möglichkeit, auf einer schweizerischen
Vertretung im Ausland ein Gesuch zu stellen, wurde auch von ihnen abgelehnt.
Im Rahmen der Vernehmlassung zur Revision des Asylgesetzes wurde auch angeregt,
das Nichteintretensverfahren durch ein materielles Schnellverfahren zu ersetzen.
Aufgrund dieses Vorschlags beauftragte Bundesrätin Widmer-Schlumpf eine
Expertenkommission aus Vertretern von Bund, Kantonen und Hilfswerken mit der
Prüfung eines Systemwechsels im Asylwesen. Gestützt auf die Empfehlungen der
Experten unterbreitete der Bundesrat im Dezember den interessierten Kreisen eine
entsprechende Ergänzung zur Konsultation. Mit den geplanten Bestimmungen würde
die Zahl der Gründe, auf ein Gesuch nicht einzutreten, stark reduziert. Es ist
vorgesehen, ein Asylbegehren nur noch dann nicht materiell zu behandeln, wenn der
Gesuchsteller z.B. ausschliesslich medizinische oder wirtschaftliche Gründe vorbringt
oder wenn er in ein sicheres Drittland weggewiesen werden kann, namentlich weil
gemäss Dublin-Abkommen ein EU-Staat zuständig ist. Die Nichtabgabe von Papieren soll
demgegenüber nicht mehr zu einem Nichteintretensentscheid führen. Diese, mit der
letzten Asylgesetzesrevision eingeführte, Praxis hat sich nämlich nicht bewährt, da
jeweils mit umständlichen Recherchen abgeklärt werden muss, warum der
Asylsuchende keine Papiere vorweisen kann. 30
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En décembre, le Conseil fédéral a adopté un plan d’urgence pour se préparer à des
afflux extraordinaires de demandes d’asile. Ce plan, inspiré des conséquences du
printemps arabe, devrait permettre au gouvernement d’accélérer et de simplifier les
procédures, ainsi que de trouver rapidement des places d’hébergements. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2012
EMILIA PASQUIER

Le travail parlementaire sur le projet de restructuration du système de l’asile du
Conseil fédéral a commencé en mai 2015 et s'est terminé en septembre de la même
année. Quelques divergences entre les chambres ont fait que l'objet a effectué
plusieurs allers-retours entre les deux conseils. Les modifications majeures du
parlement face au message du Conseil fédéral sont les suivantes: un renforcement de la
collaboration entre confédération et cantons lors du processus d’implémentation des
centres fédéraux ainsi qu'un durcissement au niveau des sanctions pour non-
collaboration de la part des requérants. Si ces derniers ne se tiennent pas à disposition
des autorités pendant plus de 5 jours (le projet du Conseil fédéral était initialement de
20 jours), leur demande d'asile serait classée sans suite. De plus, les requérants
troublant gravement l'ordre public seront placés dans des centres spéciaux. Lors des
débats, plusieurs points ont été discutés, notamment la possibilité de déposer une
demande d'asile dans une représentation suisse à l'étranger. Les socialistes et les verts,
favorables à cette option, n'ont pas eu gain de cause, notamment parce que la
suppression de cette possibilité avait été acceptée en chambre lors de la votation sur
les mesures urgentes. Le camp rose-vert s'est également opposé, sans succès, à la
mesure permettant à la Confédération d'exiger des cantons le remboursement des
subventions forfaitaires en cas de non exécution des renvois de requérants déboutés.
Le camp UDC, fortement opposé à l'objet du Conseil fédéral parce qu'il ne diminue
selon eux aucunement l'attractivité de la Suisse pour les requérants d'asile, a tenté de
s'opposer à l'octroi de conseil juridique gratuit dès le début de la procédure pour les
requérants dont la demande sera traitée dans les centres fédéraux. Comme cette
mesure est selon les autres parlementaire une contrepartie nécessaire à l'accélération
des procédures tout en leur assurant une certaine équité, le conseil juridique tel que
conçu par le Conseil fédéral n'a pas été modifié. 
L'objet dans sa version finale a été accepté par 138 voix contre 55 et une abstention au
Conseil national et à 35 voix contre 5 et 3 abstentions au Conseil des Etats. Les
oppositions dans les deux chambres provenaient toutes du camp UDC. Si le camp rose-
vert a majoritairement soutenu l'objet, quelques uns de ses membres ont toutefois
préféré s'abstenir. Il s'agit des sénateurs Recordon, Maury Pasquier, et Cramer au
Conseil des Etats et de la députée Marra pour le Conseil national. Le groupe UDC a
annoncé avant le vote final sa volonté d'attaquer la modification de la loi sur l'asile par
référendum. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2015
SOPHIE GUIGNARD

Le référendum de la loi sur la restructuration du système de l’asile, promis par l'UDC, a
été déposé dûment signé le 14 janvier 2016.
Ce n'est qu'au lendemain du bilan de la Confédération sur le centre de test de Zurich
qu'a véritablement commencé la "drôle de campagne". Une campagne sans affiches,
tout d'abord, puisque ni les adversaires, ni les partisans n'ont souhaité investir dans les
moyens traditionnels payants. Les deux camps ont préféré opter pour les séances
d'informations, débats et flyers. Une campagne aux alliances étonnantes, également. Le
camp du oui, un comité suprapartisan, lancé le 12 avril et composé de tous les partis
gouvernementaux, du PLR aux Verts, auxquels ne manquait que l'UDC. Le camp du non,
lui, était certes moins nombreux, mais d'autant plus hétéroclite. D'un côté l'UDC, qui
reprochait à la révision de rendre la Suisse encore plus attractive pour les "profiteurs
de l'asile" et de l'autre la gauche de la gauche, jugeant la révision inhumaine et
contraire aux droits humains. Un comité, composé principalement de figures
lémaniques de défense du droit d'asile, comme par exemple les anciens conseiller
nationaux Nils de Dardel (ps, GE) ou Anne-Catherine Ménétrey-Savary (verts, VD), a été
rejoint par l'ancien président des Verts et conseiller national Ueli Leuenberger (verts,
GE). Les partis SolidaritéS en Romandie et Basta! à Bâle se sont également prononcés
contre la réforme. Les organisations en faveur du droit d'asile se sont montré divisées:
l'OSAR, Caritas, l'OSEO, Solidarité sans Frontières ou Opération Libero ont fait
campagne pour le oui. Amnesty International a lancé un "oui critique", tandis que Vivre
Ensemble, SOS Asile ainsi que différents collectifs de la société civile
(Bleiberrecht/droit de rester, Collectif R.) se sont prononcés contre la révision.
Il est intéressant de constater que certains arguments étaient repris par les deux
parties antagonistes du camp du oui. Comme par exemple la contestation des chiffres
avancés par le Conseil fédéral, plaidant pour une plus grande efficacité du nouveau
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système. L'UDC et la gauche de la gauche ont critiqué le zèle du gouvernement dans la
phase test, arguant que celui-ci avait été conduit avec un nombre d'employées et
employés de l'Etat plus important ainsi qu'un nombre de requérantes et requérants
artificiellement plus bas que la normale. De plus, les deux camps mettent en avant un
taux de disparition plus élevé en cours de procédure, faisant de ce nouveau système
une "usine à sans-papiers". Les similarités des deux discours s'arrêtent là. L'UDC a mis
en avant un système de l'asile exagérément généreux, dépeint les candidats et
candidates à l'asile comme menaçant la sécurité et la cohésion nationale, à grand
renfort d'images telles que celle de l'abuseur sexuel, du migrant économique profiteur
et d'une invasion migratoire hors de contrôle. Le spectre des expropriations a
également été agité, ce qui explique la présence de l'association des propriétaires de
maison dans le camp du non. Les partisans du non de gauche ont en revanche mis en
avant la révision comme un durcissement extrêmement sévère du droit d'asile, qui
condamne les requérants et requérantes d'asile à l'isolement, l'accès aux œuvres
d'entraide étant rendu plus difficile par la position géographique excentrée de la
majorité des futurs centres. 
Les avocats gratuits, fortement critiqués par l'UDC ont eux été décrit comme un
"simulacre d'aide juridique", la courtesse des procédures et délais de recours ainsi que
leur paiement au forfait rendant impossible selon leurs détracteurs une défense
équitable et juste. Les partisans du oui ont mis en avant une procédure plus rapide et
plus équitable, permettant de faire des économies à long et moyen terme, de
décharger les cantons et les communes ainsi que de défendre au mieux les droits des
personnes, grâce à la représentation juridique gratuite et automatique. L'argument
phare de l'accélération des procédure était qu'elles permettaient aux personnes
nécessitant une protection de la Suisse de s'intégrer plus rapidement et en même
temps permettaient de renvoyer plus vite chez elles celles qui ne remplissaient pas les
conditions d'octroi de l'asile.
Durant la courte campagne, la presse a souvent relayé des communiqués faisant état du
nombre important de demandes d'asile prévues pour les années à venir. La question
d'un engagement de l'armée aux frontières a également été soulevée. Très présent dans
la presse était également le nouveau conseiller national de l'UDC Andreas Glarner (udc,
AG), connu pour être le président de la commune d'Oberwil-Lieli, qui s'était fortement
opposée à l'accueil de personnes réfugiées dans le village, envisageant même de payer
une compensation à la Confédération.

Face aux urnes ce sont ces derniers arguments qui ont prévalu. 66.8% des votants ont
plébiscité la mouture du Conseil fédéral. L'analyse VOX post votation indique que la
révision n'était pas perçue en premier lieu comme un durcissement. L'argument qui a
fait mouche chez la majorité de celles et ceux qui ont voté oui est le raccourcissement
des procédures, suivi par l'aspect juridique, économique ainsi que de compromis de
l'objet soumis au vote. Le fossé gauche-droite était peu perceptible dans les résultats.
Parmi les sympathisantes et sympathisants de l'UDC, 61% se sont prononcés contre la
révision. A la gauche de la gauche, comme à droite, de solides majorités se sont
montrées en faveur de l'objet, qui a d'ailleurs transcendé les traditionnels oppositions
de sexe, de génération et ville-campagne.
Si les partis pour le oui se sont réjouis de leur victoire, la presse s'est montrée plus
circonspecte, qualifiant parfois le résultat de "défaite trompeuse de l'UDC". Plusieurs
observateurs relèvent que l'acceptation de la loi sur l'asile, contrariant l'opinion d'une
UDC seule contre tous permettra au parti agrarien de se targuer d'avoir vu venir les
éventuels ratés du nouveau système d'asile. Une position notamment défendue par le
député Freysinger (udc, VS). D'autres critiques émergent au lendemain de la votation,
notamment au sujet de la vitesse prévue des accélérations promises, la réforme ne
devant être formellement mise en œuvre qu'à partir de 2019 selon certains détracteurs.
Le front uni des partis du oui n'aura pas survécu longtemps à la votation, puisque dès le
lundi suivant, l'aile bourgeoise remettait la pression sur la gauche, avec notamment le
PLR qui entend mener bataille sur le thème des admissions provisoires et des permis
attribués aux ressortissantes et ressortissants érythréens.

Votation du 5 juin 2016

Participation: 46.79%
Oui: 1 616 597 (66.8%) 
Non: 804 086 (33.2%) 

Mots d'ordre
oui: PDC, PLR, PBD, Les Verts, PS, Amnesty Suisse, OSAR
non: SolidaritéS, Basta!, Vivre ensemble, Collectif R., SOS Asile, UDC 33
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Diverse Länder verlangten im Laufe der Covid-19-Pandemie bei Einreise einen
negativen Covid-19-Test – auch für Personen, die aufgrund eines abgewiesenen
Asylantrags in ihr Herkunftsland ausgewiesen wurden. Da sich ausreisepflichtige
Personen teilweise weigerten, sich einem Covid-19-Test zu unterziehen, und sich der
Wegweisungsvollzug somit zunehmend als schwierig erwies, plante der Bundesrat eine
Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes, um eine gesetzliche Grundlage für
die Durchführung eines zwangsweisen Covid-19-Tests bei Wegweisung zu schaffen.
Nachdem Ende April 2021 22 Wegweisungen aufgrund einer Testverweigerung nicht
hatten vollzogen werden können und dieser Wert einen Monat später auf 50 Fälle
angestiegen war, beschloss der Bundesrat, das Revisionsvorhaben als dringlich
einzustufen.

Ende Juni 2021 gab die Regierung den Entwurf in die verkürzte Vernehmlassung. Nach
Ablauf der zweiwöchigen Vernehmlassungsfrist waren 45 Stellungnahmen von 23
Kantonen, vier grösseren Parteien sowie 18 interessierten Kreisen eingegangen. Mit
Ausnahme des Kantons Waadt begrüssten alle stellungnehmenden Kantone das
Vorhaben, ebenso die SVP und die FDP. Neben der KKJPD, der Vereinigung der
Kantonalen Migrationsbehörden (VKM) und dem Schweizerischen Gewerbeverband
begrüsste auch das UNHCR-Büro für die Schweiz und Liechtenstein die Massnahme. Die
SP und die Grünen stellten sich zusammen mit den weiteren stellungnehmenden
Kreisen, darunter Hilfswerke, Nichtregierungsorganisationen und die Nationale
Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF), gegen das Vorhaben. Die ablehnenden
Stellungnehmenden machten geltend, dass diese Massnahme einen
unverhältnismässigen Grundrechtseingriff in die körperliche Unversehrtheit und die
persönliche Freiheit bedeute. Einige ablehnende Vernehmlassungsteilnehmende
erachteten die vorgeschlagene gesetzliche Bestimmung auch als zu ungenau formuliert,
was den Vollzugsbehörden einen zu grossen Ermessensspielraum eröffnen würde.
Verschiedene Stellungnehmende regten weitere Konkretisierungen an, so etwa das
UNHCR-Büro, das lediglich den Covid-19-Test mit der geringsten Eingriffsintensität zum
Einsatz kommen lassen wollte. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.07.2021
MARLÈNE GERBER

Mitte August 2021 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Ausländer- und Integrationsgesetzes, mit welcher eine gesetzliche Grundlage für einen
zwangsweisen Covid-19-Test bei der Ausschaffung erarbeitet werden sollte. Aufgrund
der eingegangenen Vernehmlassungsantworten hatte er gegenüber seinem Entwurf
spezifiziert, dass Kinder unter 15 Jahren keinem zwangsweisen Test unterzogen werden
dürfen. Ferner hielt er in der Botschaft fest, dass die zuständigen Behörden die
betroffenen Personen vorgängig über die Testpflicht und die Möglichkeit der
zwangsweisen Durchsetzung zu informieren haben, wobei ihnen die Möglichkeit
eingeräumt werden muss, sich freiwillig einem Test zu unterziehen. Ferner
konkretisierte der Bundesrat, dass die Covid-19-Tests nur durch spezifisch geschultes,
medizinisches Personal vorgenommen werden dürfen. Gemäss dem Bundesrat besteht
jedoch ein «überwiegendes und globales öffentliches Interesse an diesen Tests zum
Schutz der Gesundheit», was diesen nicht-invasiven Eingriff rechtfertige, der überdies
verhältnismässig sei und keinen schwerwiegenden Eingriff in die körperliche
Unversehrtheit darstelle. Der Bundesrat befristete die Massnahme in seiner Botschaft
bis Ende Dezember 2022. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.08.2021
MARLÈNE GERBER

Die zwangsweise Durchführung eines Covid-19-Tests für Ausreisepflichtige verstosse
gegen das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit, argumentierten Vertreterinnen
und Vertreter der SP und Grünen bei der Beratung der Botschaft zur Änderung des
Ausländer- und Integrationsgesetzes in der Herbstsession 2021 im Nationalrat. Die
links-grüne Minderheit, die Nichteintreten verlangte, unterlag jedoch mit
geschlossenen 65 Stimmen aus ihren Reihen gegenüber den ebenso geschlossen
stimmenden bürgerlichen Fraktionen, die 120 Stimmen für Eintreten auf sich vereinten.
Auch ein von gleicher Seite getragener Minderheitsantrag, der aufgrund befürchteter
Verletzungsgefahr die zwangsweise Durchführung von Hals-Nasen-Abstrichen verbieten
wollte, scheiterte mit ähnlichen Stimmverhältnissen. Sukkurs erhielt die Ratslinke
lediglich von der GLP bei ihrem dritten und letzten Minderheitsantrag, mit dem sie
verhindern wollte, dass das Gesetz dringlich erklärt wird. Dringlichkeit solle nicht zur
«valablen Option» werden, sondern nur dann zum Zuge kommen, wenn tatsächlich eine
Dringlichkeit vorliege, vertrat Corina Gredig (glp, ZH) die Meinung der GLP-Fraktion in
dieser Frage. Karin Keller-Sutter begründete die Dringlichkeit mit dem raschen Anstieg
der Fälle – seit April 2021 (22 Fälle) habe sich die Zahl an Personen, die sich einem Test

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2021
MARLÈNE GERBER
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verweigerten, rasant entwickelt (Ende August: 126 Fälle); die Belegung in den
Bundesasylzentren liege aktuell bei 90 Prozent. Mit 104 zu 77 Stimmen lehnte der
Nationalrat den Verzicht auf die Dringlichkeitserklärung ab. 

Bereits am Tag darauf beschäftigte sich der Ständerat mit der Vorlage. Auch ihm lag ein
Minderheitsantrag auf Nichteintreten vor. Dieser wurde von Mathias Zopfi (gp, GL) und
Maya Graf (gp, BL) getragen. Mit 31 zu 10 Stimmen beschloss der Ständerat indes
Eintreten und sogleich darauf und mit ebendiesem Stimmverhältnis Zustimmung zum
vorliegenden Entwurf.

Nachdem beide Räte ihre volle Zustimmung zur bundesrätlichen Botschaft gegeben
hatten, hatten sie noch über die Dringlichkeitsklausel zu befinden, die in solchen
Fällen standardmässig nach erfolgter Differenzbereinigung zur Abstimmung kommt. Der
Nationalrat stimmte dieser mit 103 zu 76 Stimmen zu, der Ständerat mit 40 zu 1
Stimmen. Danach war die Gesetzesrevision bereit für die Schlussabstimmung, welche
sie zum Ende der Herbstsession 2021 mit 128 zu 68 Stimmen im Nationalrat und 35 zu 9
Stimmen im Ständerat passierte. 36
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